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Deutsche Interessen beim Betrieb des Flughafens Zürich-Kloten wahren 


Der Schweizer Flughafen Zürich-Kloten hat nicht nur für die Schweiz, son- 
dern für die gesamte, auch angrenzende deutsche Region, eine große ver- 
kehrstechnische und wirtschaftliche Bedeutung. Bis vor kurzem gab es eine 
Verwaltungsvereinbarung über die Aufteilung des Flugverkehrs über dem 
schweizerischen und deutschen Luftraum. Leider hat sich die Schweizer Seite 
an diese Vereinbarung nicht gehalten und die Belastungen aus dem Betrieb 
des Flughafens Zürich-Kloten einseitig auf die deutsche Seite verlagert. Dies 
führte zur Kündigung der Vereinbarung durch die deutsche Bundesregierung. 
Eine neue Vereinbarung ist noch immer nicht zustande gekommen. Die letzte 
Verhandlungsrunde wurde abgesagt. Aufgrund der zunehmenden Belastung 
der deutschen Bevölkerung einerseits, der Bedeutung des Flughafens für die 
Gesamtregion andererseits ist eine Neuregelung dringend erforderlich. 


1 . Welche Gründe im Einzelnen haben zur Kündigung der Verwaltungsver- 
einbarung geführt? 

2. Welche Maßnahmen wurden bislang getroffen, um zu einer neuen Verein- 
barung zu gelangen? 

Die Schweiz hat die in der Verwaltungsvereinbarung von 1984 geforderte weit- 
gehende Gleichverteilung der Anflüge auf die beiden Nord-Südpisten bereits 
zwei Jahre nach Vertragsabschluss nicht mehr eingehalten, sondern mehr als 
90 % der Anflüge auf die kreuzungsfreie Nord-Südpiste geführt, weil andernfalls 
die Zunahme der Flugbewegungen bei dem bestehenden Betriebskonzept für die 
Pistenbenutzung nicht mehr möglich gewesen wäre. Außerdem erwies sich die 
Regelung für die Nachtflugbeschränkungen aufgrund der stark zunehmenden 
Zahl der Ausnahmetatbestände als nicht mehr wirksam. 


Die Antwort wurde namens der Bundesregierung mit Schreiben des Bundesministeriums für Verkehr, Bau- und Wohnungs- 
wesen vom 13. März 2001 übermittelt. 

Die Drucksache enthält zusätzlich - in kleinerer Schrifttype - den Fragetext. 
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Deshalb wurden bereits seit Ende der 80er Jahre zahlreiche Gespräche mit dem 
Bundesamt für Zivilluftfahrt geführt, in denen die Schweiz auf die Nichteinhal- 
tung hingewiesen und von der Schweiz konkrete Maßnahmen zur Verbesserung 
der Situation gefordert wurden. Nachdem die über 8 Jahre geführten Gespräche 
keine Wirkung zeigten, wurde die Thematik in die Verhandlungen zum Ab- 
schluss eines Staatsvertrags aufgenommen, der ohnehin zur gesetzlichen Rege- 
lung der Ehirchführung der Flugsicherungsdienste durch die schweizerische 
Flugsicherung im deutschen Grenzgebiet erforderlich wurde. Diese Verhandlun- 
gen haben im Dezember 1998 begonnen. 

Wegen der ablehnenden Haltung der Schweiz in den Vertragsverhandlungen 
gegenüber Verbesserungen für die süddeutsche Bevölkerung kündigte das Bun- 
desministerium für Verkehr, Bau- und Wohnungswesen die Vereinbarung von 
1984 zum 31. Mai 2001, um der Schweiz zu verdeutlichen, dass die Bundes- 
regierung die Interessen der deutschen Bevölkerung wahmehmen und ggf auch 
einseitig die erforderlichen Maßnahmen treffen wird. Der Zeitpunkt der Kündi- 
gung wurde auch dadurch bestimmt, dass die Betriebskonzession und das damit 
verknüpfte Betriebsreglement für den Flughafen Zürich ziun 31. Mai 2001 aus- 
laufen und ohnehin zu erneuern sind. Die Schweiz hat somit Gelegenheit, bei der 
Erteilung der Neukonzession die deutschen Vorstellungen zur Verminderung der 
aus dem Betrieb des Flughafens Zürich für die süddeutsche Bevölkenmg resul- 
tiereiKlen Umweltbelastungen zu berücksichtigen. Die Angelegenheit ist wieder- 
holt intensiv mit den Vertretern der Schweiz erörtert worden. Eine Einigung 
kormte nicht erzielt werden. 


3. Welche Kempositionen sind Gegenstand der Verhandlungen? 

Inhalt des Staatsvertrags soll sein; 

• Vereinbarung zur Übertragung der Aufgaben der Flugsicherungsdienste in 
Teilen des süddeutschen Luftraums auf die schweizerische Flugsicherung, 

• damit zusammenhängende Haftungsregelungen, 

• Regelungen zum Schutz der deutschen Bevölkerung vor erheblichem Flug- 
lärm, insbesondere im näheren Grenzbereich, mit folgenden Kempositio- 
nen: 

• Einschränkung des Anflugverkehrs über deutsches Hoheitsgebiet auf 
80 000 Flüge/Jahr; 

• Nachtflugregelung (keine niedrigen Überflüge von 2 1 .00 bis 7.00 Uhr); 

• Wochenendregelimg (samstags und sonntags nur Anflüge über deutsches 
Hoheitsgebiet soweit aus Wettergründen imvermeidlich) und 

• Regelungen für den Abflugverkehr (Einflug in deutsches Hoheitsgebiet 
nicht unterhalb einer bestimmten Flughöhe). 


4. Warum kam es bisher nicht zu einer Einigung? 

Mit den vorgenannten Einschränkungen (vgl. Antwort zu Frage 3) ist es unver- 
meidbar, dass die Schweiz eben Teil der Anflüge von Süden her abwickelt und 
daim die eigenen Gebiete im Bereich von Zürich und entlang dem Züricher See 
mit Fluglärm belastet. Eme Ebigung mit der Schweiz war bisher nicht möglich, 
da die schweizerische Position sehr weitgehend von der deutschen Position ab- 
weicht. 
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5. Wann werden die Verhandlungen fortgesetzt? 

Ein Termin für die nächste Verhandlungsrunde wird abzustimmen sein. 


6. Trifft es zu, dass die Bundesregierung eine einseitige Verordnung erlas- 
sen will, wenn es bis zum 31. Mai 2001 nicht zu einer Einigung gekom- 
men ist? 

Ja. 


7. Auf welcher Rechtsgrundlage könnte die Bundesregierung eine solche 
Verordnung erlassen? 

Aufgrund des § 27a Abs. 2 der Luftverkehrsordnung ist das Luftfahrt-Bundes- 
amt ermächtigt, Flugverfahren im deutschen Floheitsgebiet durch Rechtsverord- 
nung festzulegen. Bisher wurden die Verfahren ftir den Flughafen Zürich durch 
die Schweiz auch für den Teil bekannt gemacht und angewendet, der über deut- 
schem Floheitsgebiet liegt. 


8. Wie lautet der Inhalt der geplanten Verordnung? 

In der Verordnung werden die Teile der heute bereits veröffentlichten An- und 
Abflugverfahren festgelegt, soweit sie über deutschem Hoheitsgebiet liegen und 
mit bestimmten Auflagen verknüpft (vgl. Antwort zu Frage 3). 


9. Welches Passagier- und Frachtaufkommen wird auf dem Flughafen 
Zürich-Kloten abgewickelt? 

Nach den vorläufigen Zahlen für das Jahr 2000 betrug das Passagieraufkommen 
22 675 366 Passagiere (Zunahme von 8,4 % gegenüber Vorjahr) und das 
Frachtaufkommen 545 423 t (Zunahme von 10,2 % gegenüber Vorjahr). 


10. Wie hoch ist das Aufkommen aus der deutschen Grenzregion? 

Das Ministerium für Umwelt und Verkehr des Landes Baden-Württemberg und 
das Landratsamt des Landkreises Waldshut können keine konkreten Zahlen nen- 
nen. Nach ihren Erkenntnissen ist das Aufkommen jedoch äußerst gering. 


11. Wie hat sich das Aufkommen und dessen Abwicklung im Luftraum in 
den letzten zehn Jahren verändert, und welche Auswirkungen haben die 
Veränderungen auf die deutsche Grenzregion? 

Die Gesamtzahl der Flüge (Starts und Landungen) betrug im Jahre 1990 am 
Flughafen Zürich 200 290 Flugbewegungen und hat sich im Jahre 2000 auf 
325 620 Bewegungen erhöht. Die Zahl der Anflüge über deutschem Gebiet auf 
die beiden Nord-Südpisten ist von 1990 von 97 800/Jahr bis zum Jahre 2000 auf 
153 600/Jahr angestiegen. 
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12. Welche infrastmkturelle und wirtschaftliche Bedeutung hat der Flughafen 
nach Ansicht der Bundesregierung für die angrenzenden Regionen in 
Deutschland? 

Aus den hier vorliegenden schweizerischen Unterlagen über die „Perspektiven 
des Luftverkehrs für Zürich“ ist zu entnehmen, dass das Einzugsgebiet des Flug- 
hafens auch einen Teil Süddeutschlands bis zu einer Ost- West-Linie nördlich von 
Freiburg i. Br. umfasst. 

ln dem Generalverkehrsplan Baden-Württemberg ist zu dem Flughafen Zürich 
ausgeführt: „Der Flughafen Zürich-Kloten ist für den östlichen Teil des Ober- 
rheingebietes und Teile der Region Bodensee-Oberschwaben der nächstliegende 
internationale Flughafen. Im Rahmen des grenzüberschreitenden Ausbaus des 
Schienenverkehrs wird vom Land ein besserer Anschluss von deutscher Seite 
aus angestrebt.“ 

Aus der Sicht der Landesregierung Baden-Württemberg ist das wirtschaftliche 
Interesse der deutschen Grenzregion am Flughafen Zürich bei weitem nicht so 
hoch zu veranschlagen, wie es von Schweizer Seite in den Verhandlungen darge- 
stellt wird; die Vorteile, wie Arbeitsplätze, Aufträge, Steuereinnahmen, Gebüh- 
reneinnahmen aus dem Flugbetrieb usw., liegen allein bei der Schweiz. Wie- 
derum sind der Flughafen Zürich und die schweizerischen Fluggesellschaften an 
Passagieraufkommen aus Deutschland interessiert. Die Swissair wirbt an deut- 
schen Verkehrsflughäfen dafür, über Zürich zu fliegen. 


13. Plant die Bundesregierung die Einführung von Nachtflugverboten, Wo- 
chenend- und Feiertagsflugverboten oder entsprechende Beschränkungen 
zu vereinbaren? 

Auf die Antworten zu den Fragen 3 und 8 wird verwiesen. 


14. In welcher Weise will die Bundesregierung die Fragen des Lärmschutzes 
auf deutscher Seite berücksichtigen? 

Mit den zu Frage 3 genannten Einschränkungen will die Bundesregierung dem 
Lärmschutz für die deutsche Bevölkerung im Grenzbereich in angemessener 
Weise Rechnung tragen. 


15. In welcher Weise spielen die neuen Grenzwerte eine Rolle, die der 
Bundesminister für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit, Jürgen 
Trittin, bei der Novelle des Lärmschutzgesetzes für den Flugverkehr 
plant? 

Ob sich aus einer Novellierung des Lärmschutzgesetzes Schlussfolgerungen für 
die durch den Flughafen Zürich betroffene deutsche Bevölkerung ergeben, kann 
erst beurteilt werden, wenn der endgültige Gesetzestext vorliegt. 

Die Bundesregierung wird unabhängig von dem Gesetz zum Schutz gegen Flug- 
lärm die berechtigten Lärmschutzinteressen der deutschen Bevölkerung mit 
Nachdruck vertreten, um eine Entlastung der Bevölkerung von Fluglärm zu er- 
reichen. 
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16. Welche Bedeutung hat die militärisch begründete Sperrung großer Teile 
des Schweizer Luftraums für die Abwicklung des Luftverkehrsaufkom- 
mens? 

Die in der Schweiz für Zwecke des militärischen Übungsverkehrs ausgewiese- 
nen Lufträume werden, wie in anderen Staaten auch, nur während der üblichen 
Wochentage zu bestimmten Zeiten genutzt. Entsprechendes gilt für den Flug- 
platz Dübendorf, der im südlichen Anflugsektor des Flughafens Zürich gelegen 
ist und während seiner Betriebszeiten Anflüge von Süden auf den Flughafen 
Zürich erschwert. Bei der Festlegung der Einschränkungen von Flügen über 
deutsches Floheitsgebiet zum/vom Flughafen Zürich wurden diese militärischen 
Erfordernisse von deutscher Seite bereits dadurch weitgehend berücksichtigt, 
dass die An- und Abflüge in den Zeiten über Schweizer Gebiet abgewickelt wer- 
den sollen, in denen am Flugplatz Dübendorf kein Flugbetrieb stattflndet. 


17. Welche Auswirkungen hat das Assoziationsabkommen zwischen der EU 
und der Schweiz auf die bilateralen Verhandlungen? 

Keine. Das Assoziationsabkommen regelt im Rahmen der wettbewerbsrechtli- 
chen Bestimmungen den freien Zugang von Luftfahrtunternehmen der Gemein- 
schaft und diesbezüglichen Vertragspartnern zu Strecken des innergemeinschaft- 
lichen Luftverkehrs. In Fragen der einzelstaatlichen, regionalen und örtlichen 
Ausübung der Verkehrsrechte sowie der Sicherheit und des Umweltschutzes 
bleiben die Kompetenzen der jeweiligen Mitgliedstaaten unberührt. Bei der 
Regelung des An- und Abflugverkehrs zum/vom Flughafen Zürich über deut- 
schem Hoheitsgebiet handelt es sich um die Ausübung dieser nationalen Kompe- 
tenz. Eine Einschränkung des Marktzugangs erfolgt nicht, weil die Schweiz tech- 
nisch dazu in der Lage ist, den Flughafen Zürich ohne wesentliche Mitnutzung 
des deutschen Luftraums und ohne Nachteile für den Flugbetrieb zu betreiben. 


18. Welche Auswirkungen hätte nach Ansicht der Bundesregierung die 
Rückübertragung der Kontrolle des Luftraums auf die Deutsche Flug- 
sicherung GmbH und strebt die Bundesregierung dies an? 

Die Übertragung von Flugsicherungsaufgaben auf die schweizerische Flug- 
sicherung in Teilen des deutschen Luftraums dient der flüssigen Abwicklung des 
Luftverkehrs im Grenzbereich. Eine Rückübertragung würde bedeuten, dass 
durch den erheblichen Koordinationsaufwand im nahen Bereich des Flughafens 
Zürich zwischen deutschen und schweizerischen Flugsicherungsstellen die flüs- 
sige Abwicklung des Verkehrs und damit die Kapazität des Flughafens beein- 
trächtigt wäre. An eine Rückübertragung ist gegenwärtig nicht gedacht. Sie 
könnte allerdings erforderlich werden, wenn die schweizerischen Flugsiche- 
rungsstellen die für den deutschen Luftraum geltenden Rechtsvorschriften bei 
der Abwicklung des Flugverkehrs zum/vom Flughafen Zürich nicht akzeptieren 
wollen. 
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